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                     Ausgabe 74  – 03.02. 2009 
 

„Der Rote Seehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der internationalen  

Bodenseeregion 
 

Editorial  
 
Über einen Nachteil einer großen Koalition stolpert 
man leicht: die Partner müssen gemeinsam regieren, 
so lange es nur irgend geht. Zurzeit ist Regieren be-
sonders angesagt. Während in „normalen“ Zeiten 
jetzt Abstand gesucht werden sollte für den Wahl-
kampf, erfordert die Weltwirtschaftskrise von Union 
und SPD geschlossenes energisches Handeln. 
 
Doch wo ist die Kanzlerin? Einem beginnenden Koa-
litionsstreit ausgehend von der CSU lässt sie einfach 
freien Lauf.  
 
Das Superwahljahr gerät für die Basis zum Prüfstein. 
Ohne aktive Beteiligung der Mitglieder als Wahl-
kampfhelfer und als Kandidaten in den vielen Kom-
munalwahlen werden die Bürger das Vertrauen in die 
Parteien weiter verlieren. 
 
Geht wählen und lasst euch wählen! Sozialdemokra-
ten wissen, dass Freiheit und Gerechtigkeit nur im 
Verein mit Solidarität gelingen. 
es grüßt Sie 
die Redaktion  
Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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Elke Ferner:  
 

Wahlen vor 90 Jahren sind 
Ansporn für 2009 

Es bleibt noch viel zu tun 
 
 

Vor 90 Jahren, am 19. Januar 1919, fand die 
Wahl zur Weimarer Nationalversammlung statt. 
Erstmals konnten Frauen ihr Wahlrecht aus-
üben. Hierzu erklärt die Bundesvorsitzende der 
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Frauen, Elke Ferner: 
 
Wenn wir 90 Jahre später an den 19. Januar 1919 
erinnern, würdigen wir eine historische Wahl als 
Meilenstein in doppelter Hinsicht: Zum ersten Mal 
fanden in Deutschland demokratische Wahlen statt. 
Erstmalig waren alle Deutschen, Frauen wie Männer 
gleichermaßen, zur Wahl aufgerufen. Dieses Recht - 
alles andere als selbstverständlich und hart von der 
SPD erkämpft - nutzten 82,3 Prozent der Frauen, um 
mitzureden beim Aufbau des neuen deutschen Staa-
tes. 37 Frauen, das waren 8,7 Prozent, zogen damals 
als erste Abgeordnete in die Weimarer Nationalver-
sammlung ein. 
 
Seit Mitte des 19. Jahrhunderts hatten sich mutige 
und engagierte Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten wie August Bebel oder Clara Zetkin für das 
Frauenstimmrecht eingesetzt. Am 12. November 
1918 verkündete schließlich der Rat der Volksbeauf-
tragten aus Mitgliedern der SPD und USPD das akti-
ve und passive Wahlrecht. Marie Juchacz, eine der 19 
Abgeordneten der Mehrheitssozialdemokraten hielt 
genau einen Monat später als erste Frau eine Rede 
vor einem deutschen Parlament. 
 
Im Wahljahr 2009, mit 16 Wahlen auf Landes-, Bun-
des- und Europaebene, müssen die Frauen ihr Wahl-
recht und ihre Wählbarkeit nutzen und sich aktiv wie 
passiv für ihre Belange einsetzen. Eine hohe Wahlbe-
teiligung der Frauen ist ebenso wichtig wie eine brei-
te Auswahl von qualifizierten Kandidatinnen, die sich 
zur Wahl stellen. Wir reden nicht nur über Frauenpo-
litik. Bei uns machen Frauen Politik. 
 
Gleicher Lohn für gleich(wertige) Arbeit, gleiche 
Karrierechancen für Frauen und Männer vor allem in 
der privaten Wirtschaft, paritätische Besetzung von 
Aufsichtsgremien und partnerschaftliche Teilung von 
Erwerbsarbeit und Sorge für die Familie zwischen 
Frauen und Männern sind die Ziele für das nächste 
Jahrzehnt.  
Berlin, 19. Januar 2009                                   Elke Ferner 
 

 

SPD steht für den Schutz 
der Menschenrechte  

 
„Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
muss die Richtschnur unseres politischen Handelns 
sein.“ Dies bekräftigte die Abgeordnete Hilde Matt-
heis anlässlich des 60. Jahrestages der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte am 10. Dezember. 
 
Dieser Tag ist zugleich der internationale Tag der 
Menschenrechte. Der Einsatz für die Menschenrechte 
begleitet die Geschichte der Sozialdemokratie – ob 
im Kampf um soziale Gerechtigkeit, um die Rechte 
von Frauen und Kindern, in der Flüchtlingspolitik, 
der Weiterentwicklung des Völkerrechts oder in den 
internationalen Beziehungen. Die Verabschiedung 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
durch die Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen 1948 markierte einen Meilenstein für die Ver-
wirklichung der Menschenrechte. In 30 Artikeln wer-
den politische und soziale Rechte genannt, die jedem 
Menschen zustehen, unabhängig vom Land, in dem 
er lebt, von seiner Kultur und von seiner Religion. 
 
„In vielen Teilen der Welt wissen die Menschen gar 
nicht, dass sie diese Rechte besitzen. Wir müssen all-
es tun, um ihnen zu ihren Rechten zu verhelfen. An-
dere wiederum kennen die Menschenrechte, müssen 
aber mit hohem persönlichem Risiko für ihre Ver-
wirklichung kämpfen. Diesen mutigen Menschen-
rechtsverteidigern gehört unsere ganze Solidarität“, 
so Mattheis. Auch in Deutschland bzw. in der Euro-
päischen Union gibt es menschenrechtlichen Hand-
lungsbedarf. Dies gilt insbesondere für den Umgang 
mit Flüchtlingen oder den Anti-Terror-Kampf. 
 
Hilde Mattheis sieht für die Zukunft neue menschen-
rechtliche Herausforderungen: „In unserer globalsier-
ten Welt fällt Wirtschaftsunternehmen eine immer 
größere Verantwortung auch für die Einhaltung der 
Menschenrechte zu. Bei der Warenproduktion bzw. 
beim Abbau von Rohstoffen müssen die grundlegen-
den Menschen-, Arbeits- und Umweltrechte geachtet 
werden. Hierfür wollen wir in der SPD uns einset-
zen.“ 
 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist 
zwar rechtlich nicht bindend; sie ist jedoch längst 
Völkergewohnheitsrecht geworden. Auf sie beziehen 
sich zahlreiche internationale und regionale Men-
schenrechtsabkommen sowie nationale Verfassungen. 
                                                           Hilde Mattheis, MdB 
 

Die Bundestagsabgeordnete Hilde Mattheis 
begrüßt, dass das Konjunkturpaket mit ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen flankiert 
wird: „Dies ist der richtige Weg, um trotz der 
Wirtschaftskrise Beschäftigung zu sichern.“ 
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Qualifizieren statt Entlassen 
und Zukunftsfelder in der  
Beschäftigung ausbauen  

 
Statt wegen konjunktureller Einbrüche Entlassungen 
vorzunehmen, müssen Unternehmen die Krise dafür 
nutzen, ihre Beschäftigten zu qualifizieren und wei-
terzubilden. Die Bundesagentur für Arbeit wird dafür 
die Förderungen von Qualifizierungsmaßnahmen 
ausweiten. Mit einer Kombination aus Kurzarbeit und 
Qualifizierung wird außerdem ein wichtiger Beitrag 
geleistet, künftige Fachkräftemängel zu vermeiden. 
Zukunftsfelder der Beschäftigung werden jetzt aus- 
und aufgebaut. Einen hohen Bedarf an Fachkräften 
gibt es insbesondere in der Kinderbetreuung und in 
der Pflege. Wir benötigen ca. 80.000 Erzieherinnen 
und Erzieher, sowie 30.000 Tagespflegepersonen 
zusätzlich für die Betreuung der unter Dreijährigen. 
So können bis 2013 750.000 Betreuungsplätze ge-
schaffen werden. Im Bereich der Pflege brauchen wir 
in den nächsten Jahren 100.000 zusätzliche Pflege-
kräfte. Daher übernimmt die Bundesagentur für Ar-
beit für die Jahre 2009 und 2010 bei neu geförderten 
Umschulungen zu Alten- und Krankenpflegern die 
vollständige Finanzierung. 
 
Um den möglicherweise steigenden Arbeitslosenzah-
len entgegenzuwirken und arbeitslosen Menschen 
schnell helfen zu können werden bei der Bundes-
agentur für Arbeit 5.000 zusätzliche Vermittlerinnen 
und Vermittler eingesetzt. Um passgenaue Lösungen 
für jeden arbeitslosen Menschen zu ermöglichen, 
werden die Mittel im Eingliederungstitel der Bundes-
agentur für Arbeit 2009 um 310 Mio. Euro und 2010 
um 460 Mio. Euro und im Eingliederungstitel des 
Bundes für die Träger der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende 2009 um 400 Mio. Euro und 2010 um 
800 Mio. Euro aufgestockt. 
 
Weiter begrüßt Hilde Mattheis die Einigung der Koa-
lition, einen Mindestlohn bei den Pflegediensten, dem 
Wach- und Sicherheitsgewerbe, den industriellen 
Großwäschereien, der Abfallwirtschaft und den Berg-
bau-Spezialdiensten, auszuweiten. „Für mehr als 1 
Mio. Menschen ist dies ein wichtiger Schritt für eine 
gerechte Entlohnung und die Binnennachfrage wird 
gestärkt“, so Mattheis. Außerdem wird die SPD-
Bundestagsfraktion Ende Januar ein Gesetzgebungs-
verfahren einleiten, das für die Zeitarbeit im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz eine Lohnuntergrenze 
etabliert, die die Tarifautonomie wahrt. 
                                                           Hilde Mattheis, MdB 
 
Mindestlohn in der Pflege:  

Verbesserung von Arbeitsbe-
dingungen und Pflegequalität  

 

Anlässlich der 2./3. Lesung des Arbeitnehmer-
Entsendungsgesetztes erklärt die Bundestagsab-
geordnete Hilde Mattheis: 
 
Das zähe Ringen um den Mindestlohn hat sich ge-
lohnt. Rund 2400 Pflegekräfte arbeiten in Ulm und 
dem Alb-Donau-Kreis in ambulanten und stationären 
Pflege und 565.000 in ganz Deutschland. Ihre Arbeit 
wird mit der heutigen Verabschiedung des Arbeit-
nehmer-Entsendungsgesetzes endlich finanziell bes-
sergestellt und aufgewertet. 
 
Gerade in der Pflegebranche ist ein Mindestlohn 
dringend notwendig. Nach Untersuchungen des Be-
rufsverbands für Pflegeberufe (DBfK) muss bislang 
jede dritte Pflegekraft mit sittenwidrigen Löhnen aus-
kommen. Die Einführung eines flächendeckenden 
Mindestlohns wird hier Abhilfe schaffen und ein 
Lohndumping in der Pflege verhindern. 
 
Das Lohnniveau ist ein wichtiger Indikator für die 
Attraktivität und den gesellschaftlichen Stellenwert 
eines Berufsfeldes. Angesichts des zunehmenden 
Fachkräftebedarfs in der Pflege muss deshalb alles 
unternommen werden, die Berufsbilder in der Pflege 
aufzuwerten. Der Mindestlohn in der Pflege ist dabei 
ein wichtiger Schritt. Eine leistungsgerechte Vergü-
tung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Al-
tenpflege ist außerdem eine wichtige Vorraussetzung 
für die Sicherung der Pflegequalität. 
 
Über die Lohnuntergrenze wird eine vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit uns Soziales (BMAS) eingesetz-
te Kommission verhandeln. In ihr sind Arbeitnehmer- 
und Arbeitgebervertreter der kirchlichen und nicht-
kirchlichen Pflegeanbieter vertreten. Drei Viertel der 
Kommissionsmitglieder müssen dem ausgehandelten 
Mindestlohn zustimmen. Außerdem muss der Min-
destlohn mehrheitlich sowohl von der Arbeitgebersei-
te als auch der Arbeitnehmerseite akzeptiert werden, 
bevor er in Kraft treten kann. Mit diesem Verfahren 
wird sichergestellt, dass das Selbstbestimmungsrecht, 
das kirchlichen Trägern nach dem Grundgesetz zu-
steht, unangetastet bleibt. 
                                                          Hilde Mattheis, MdB 
 

Gradistanac gegen Rechts 
 

Renate Gradistanac:  
"Orte der Vielfalt" statt NPD-

Landeszentrale 
 
Calw. NPD-Landeszentrale  in  Calw? Renate Gradi-
stanac (SPD) ruft den Landkreis Calw auf, aus  gege-
benem  Anlass  ein  Zeichen  zu  setzen  und  sich der 
bundesweiten  Kampagne  "Orte  der  Vielfalt"  anzu-
schließen. 
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"Ich  ermuntere  den  Kreistag und die Gemeinderäte, 
ein Ausrufezeichen zu setzen", sagt die stellvertreten-
de  familienpolitische  Sprecherin  der   SPD-Bundes-
tagsfraktion  und  streitbare  Kämpferin gegen Intole-
ranz. "Wir  dürfen  den  Rechten  nicht das Feld über-
lassen  und  immerzu bloß  auf Provokationen reagie-
ren. Es wird Zeit, dass wir hinstehen und handeln." 
 
Mit  der  Initiative "Orte der Vielfalt"  unterstützt  die 
Bundesregierung,  Kommunen und Landkreise  in ih-
rem  Einsatz gegen Rechtsextremismus, Antisemitis-
mus   und  Fremdenfeindlichkeit.  Bundesweit  haben 
sich in einer ersten Runde 66 Städte, Gemeinden und 
Kreise  der  Aktion  angeschlossen; von den 35 Land-
kreisen  in  Baden-Württemberg  ist   bislang  nur  der 
Rems-Murr-Kreis dabei,  außerdem  die Städte Göpp-
ingen, Sinsheim und Murrhardt. 
 
In einer zweiten Runde sind weitere Kreise und Kom-
munen  aufgerufen, sich  um  den Titel "Ort der Viel-
falt"  zu  bewerben. Meldeschluss  ist am 28. Februar. 
Weitere Informationen gibt es im Internet:  
www.orte-der-vielfalt.de 
 
"Unsere Jugendlichen", sagt die Abgeordnete, "brau-
chen Leitbilder - Jugendtrainer,  Männer  und  Frauen 
bei  der  Feuerwehr,  im  Ortschaftsrat,  die  offen  für 
unsere   demokratischen  Grundwerte   eintreten.  Wir 
brauchen Menschen mit Haltung." Jugendliche seien 
weniger anfällig für rechtsextremistische Propaganda, 
wenn  sich    Persönlichkeiten  im Dorf,  in  der  Stadt 
nicht  wegduckten. Renate Gradistanac: "Den Parolen 
der  Rechten   setzen  wir  Mut, Kraft  und Kreativität 
entgegen." 
                                               Renate Gradistanac MdB 
 

SPD setzt sich durch:  
 

Mindestlöhne und 
Lohnuntergrenze für weitere 

1,7 Millionen Beschäftigte  
 

Die SPD ist ihrem Ziel, für faire Löhne 
und für gute Arbeit zu sorgen, einen 
großen Schritt näher gekommen. Eine 
Arbeitsgruppe der Koalition hat sich auf 
die Aufnahme von fünf weiteren Bran-
chen in das Arbeitnehmer-Entsendege-
setz geeinigt. Dabei handelt es sich um 
die Pflegebranche, die industriellen 
Großwäschereien, das Wach- und Si-
cherheitsgewerbe, die Abfallwirtschaft 
und die Bergbauspezialdienste.  
 

Worum geht es? 
Nach zähen Verhandlungen hat die SPD in der Koali-
tion durchgesetzt, die gesetzliche Grundlage für die 

flächendeckende Einführung von Mindestlöhnen zu 
schaffen. Bundesarbeitsminister Olaf Scholz hat Ge-
setzentwürfe für ein reformiertes Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz und ein Mindestarbeitsbedingungenge-
setz vorgelegt, die sich im parlamentarischen Verfah-
ren befinden. 
 
Mit dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz kann nun 
auch in den neu aufgenommenen Branchen ein Min-
destlohntarifvertrag auf alle Unternehmen dieser 
Branche erstreckt werden – er gilt also für alle Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Für den Fall 
konkurrierender Tarifverträge werden konkrete Krite-
rien für die Auswahlentscheidung zwischen diesen 
festgelegt. In Branchen mit fehlender Tarifstruktur 
(Tarifbindung unter 50 Prozent) schafft das Mindest-
arbeitsbedingungengesetz die Voraussetzungen 
für Mindestlöhne. 
 
Insgesamt hatten zum Stichtag 31. März 2008 acht 
Branchen die Aufnahme in den Geltungsbereich des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes beantragt. Daraufhin 
wurde eine Koalitionsarbeitsgruppe gebildet, die den 
Auftrag hatte zu prüfen, ob diese Branchen die in der 
Koalition vereinbarten Voraussetzungen zur Auf-
nahme erfüllen: Tarifbindung von über 50% und 
gemeinsamer Antrag zweier Tarifvertragsparteien. 
  
Mit der Pflegebranche, den industriellen Großwä-
schereien, dem Wach- und Sicherheitsgewerbe, der 
Abfallwirtschaft und den Bergbauspezialdiensten 
werden nun wichtige weitere Branchen in das Ent-
sendegesetz aufgenommen. Keine Einigung gab es 
bisher über die Anträge der Weiterbildungsbranche 
und der Forstdienstleistungen. Die SPD wird weiter 
auf die Aufnahme auch dieser Branchen drängen. 
 
Bezüglich der Zeitarbeitsbranche hat der Koaliti-
onsausschuss eine Sonderregelung vereinbart, die den 
von der Wirtschaftskrise besonders betroffenen Leih-
arbeitern einen Schutz vor Lohndumping garantiert. 
Für die Leiharbeit soll eine Lohnuntergrenze über ei-
ne Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(AÜG) etabliert werden. Im AÜG ist derzeit grund-
sätzlich festgelegt, dass Zeitarbeiter den gleichen 
Lohn erhalten müssen wie die Stammbelegschaft. 
Davon kann durch Tarifvertrag oder Verweis auf ein-
en Tarifvertrag abgewichen werden. Das geschieht in 
der Praxis in fast allen Betrieben. Die SPD hat jetzt 
durchgesetzt, dass durch Verweis auf einen Tarifver-
trag eine Lohnuntergrenze nicht unterschritten wer-
den darf. Die Lohnuntergrenze wird über eine Ver-
ordnung der Bundesregierung auf Vorschlag des 
Bundesarbeitsministers in Kraft gesetzt. 
 

Wie geht es weiter? 
 
Die Gesetzentwürfe für das Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz und das Mindestarbeitsbedingungengesetz sol-
len nun bis Mitte Februar in Bundestag und Bundes-
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rat endgültig beschlossen werden. Anschließend kön-
nen nach dem im Arbeitnehmer-Entsendegesetz fest-
gelegten Verfahren die dort genannten Branchen ein-
en Antrag auf Erstreckung ihres Mindestlohn-Ta-
rifvertrages stellen. Der Arbeitsminister kann diesen 
dann auf die gesamte Branche erstrecken. 
 
Schon bisher profitieren rund 1,8 Millionen Beschäf-
tigte u. a. im Baugewerbe, dem Gebäudereiniger-
Handwerk und den Briefdienstleistungen von Min-
destlöhnen. Mit der Einigung haben nun weitere 
rund 1,7 Millionen Menschen die Chance auf faire 
Löhne.  
 
Das jetzt gewählte Verfahren ist ein Kompromiss mit 
der Union. Das Ziel der SPD bleibt ein gesetzlicher 
Mindestlohn, wie ihn die meisten anderen europäi-
schen Länder bereits haben. Der gesetzliche Mindest-
lohn ist aber nur mit einer starken SPD durchsetzbar. 
 

Warum wir Mindestlöhne wollen 
 

·  Lohndumping ist unsozial und ökono-
misch kontraproduktiv. 

·  Mindestlöhne sind ein Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit. Wer den ganzen Tag arbei-
tet, muss von dem erarbeiteten Lohn auch 
leben können. 

·  Mindestlöhne sind ein Gebot der Würde 
der Arbeit.  Gute Arbeit muss gerecht ent-
lohnt werden. Ein anständiger Lohn ist Aus-
druck der Anerkennung guter Leistungen. 

·  Mindestlöhne sind ein Gebot der ökono-
mischen Vernunft. Lohndrückerei 
schwächt die Kaufkraft der Menschen. Die 
Konjunktur muss durch eine starke Binnen-
nachfrage stabilisiert werden. 

·  Mindestlöhne sind ein Gebot des fairen 
Wettbewerbs. Wir wollen Wettbewerb über 
Produktivität und Qualität der Leistung, 
nicht über Lohndumping. Daran haben auch 
alle seriösen Unternehmen ein Interesse. 
Und: Es kann nicht sein, dass die Steuerzah-
ler Lohndumping mancher Firmen durch er-
gänzendes Arbeitslosengeld II bezahlen 
müssen. 

 

Nur mit vernünftigen Mindestlohnregelungen 
können wir den Konsens der sozialen Markt-
wirtschaft wieder herstellen, dass auch die 
Unternehmen soziale Verantwortung für ihre 
Belegschaften haben. Deshalb muss jetzt ge-
handelt werden. 
                     SPD-Parteivorstand, Internet: www.spd.de 
 
 
 

                                                                     

Hartz-IV-Regelsatz für 
Kinder  

 

Urteil des Bundessozialgerichts ist 
Aufforderung an die Politik  

 
Zum heute gefällten Urteil des Bundessozialge-
richts über die Hartz-IV-Regelsätze für Kinder 
erklärt der Sprecherkreis des „Forums Demokra-
tische Linke in der SPD Baden-Württemberg“: 
 
„Die Politik muss das Urteil des Bundessozialgerichts 
zum Anlass nehmen, die Regelsätze für Kinder 
grundlegend neu zu berechnen. Die Richter haben in 
ihrem Urteil bestätigt, was die DL 21 Baden-Württ-
emberg und verschiedene Sozialverband schon lange 
bemängelt haben: Die bisherige Berechnungsgrund-
lage, wonach Kinder 60 Prozent der Leistungen für 
alleinstehende Erwachsene zustehet, bildet nicht den 
realen Bedarf von Kindern ab. Kinder wachsen 
schnell aus ihren Kleidern, sollten sich gesund ernäh-
ren und brauchen laufend Schulmaterial. Diese kin-
derspezifischen Bedürfnisse müssen gedeckt und 
durch die Regelsätze berücksichtigt werden. 
 
Damit Kinder aus armen Familien die gleichen Auf-
stiegschancen  haben, wie ihre Altersgenossen, muss 
der Staat durch entsprechend hohe Regelsätze ge-
währleisten, dass sie die gleichen materiellen Voraus-
setzungen haben. Ungleichbehandlungen bei staatli-
cher Hilfe darf es nicht geben. Zu Recht kritisieren 
die Richter die bestehende Rechtslage, wonach 
Hartz-IV-Kinder gegenüber der Sozialhilfe unzuläss-
ig benachteiligt sind. Denn Kinder in Sozialhilfefami-
lien können über den Regelsatz hinaus noch indivi-
duelle Bedarfe geltend machen, z.B. für Schule und 
Sport, wogegen die Leistungen für Kinder im Hartz-
IV-Bezug bei 211 Euro gedeckelt sind. 
27.01.2009,    Sprecherkreis DL 21 Baden-Württemberg 
Hilde Mattheis MdB, Karin Bauer, Leni Breymaier, 
Rita Haller-Haid MdL, Jürgen Höfflin, Udo Lutz, 
Christine Rudolf 
 
                          Fraktion der  

    Sozialdemokratischen 
    Partei Europas 

 

Abschied nach 15 
gemeinsamen Jahren im 
Europäischen Parlament 
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Nach 15 Jahren verabschiedete sich der frühere fran-
zösische Premierminister Michel Rocard aus dem Eu-
ropäischen Parlament. Er hob dabei die erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit der Abgeordneten Evelyne Geb-
hardt aus Mulfingen (Hohenlohekreis) hervor.  

 
Foto: José Lavezzi 
Rocard: „Mit Evelyne Gebhardt konnte ich die Soft-
ware-Patentierung gegen den Willen der Europäi-
schen Kommission verhindern. Das wäre sonst so ge-
wesen, dass sich jemand einzelne Buchstaben eines 
Buches patentieren und sich damit Literatur von Tho-
mas Mann oder Goethe aneignen kann.“ Rocard und 
Gebhardt haben dafür gesorgt, dass geistiges Eigen-
tum wie Literatur, Musik und Computerprogramme 
weiterhin den Regeln des Urheberrechts unterworfen 
sind.  
16.01.2009 Büro Evelyne Gebhardt, MdEP  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zeller stellt Anfrage zu B 31 im Landtag 
 

Kommt B 31 in 
Konjunkturprogramm II?  

 
Ob die Landesregierung bereit ist, die B 31 neu zwi-
schen Friedrichshafen und Immenstaad in das Kon-
junkturprogramm II aufzunehmen, obwohl Klagen 
gegen den Planfeststellungsbeschluss anhängig sind, 
will der Abgeordnete der Bodenseeregion, Norbert 
Zeller SPD, wissen.  
 
Er stellte eine so genannte Kleine Anfrage an die 
Landesregierung, die diese innerhalb einer Dreiwo-
chenfrist beantworten muss. Auch will Zeller eine 
Antwort auf seine Frage, bis wann der Planfeststel-
lungsbeschluss für die B 31 Überlingen/Tierheim-
kreuzung bis Überlingen/Ost erlassen wird und ob die 
Landesregierung bereit ist, diesen Teilabschnitt für 

das Konjunkturprogramm II beim Bund anzumelden. 
Er will darüber hinaus eine Antwort, welche Sanie-
rungs- und Neubauprojekte bei Bundesautobahnen, 
Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen im 
Bodenseekreis und den Kreisen Ravensburg und 
Konstanz in Planung sind und wie der derzeitige 
Stand der Planung und des Genehmigungsverfahrens 
bei diesen Projekten aussieht sowie welche davon 
baureif sind und 2009 und 2010 begonnen werden.  
 
Wie Zeller in seiner Begründung zu dem Antrag aus-
führt, ist seit Jahren ist der Straßenbauetat des Landes 
unterfinanziert. Die Kleine Anfrage soll klären inwie-
fern die Landesregierung bereit ist im Rahmen des 
Konjunkturpakets II wichtige Maßnahmen der Bo-
denseeregion gegenüber dem Bund anzumelden. Dies 
gilt insbesondere für Straßenbauabschnitte des Pla-
nungsfalls 7.5. Zeller argumentiert, dass das Kon-
junkturpaket II der Bundesregierung u. a. auch die 
Finanzierung von Bundesfernstraßen vorsieht. Das 
Land Baden-Württemberg (Staatssekretär Wicker) 
hat mit Schreiben vom 02.01.2009 dem Bund gegen-
über Bundesstraßen als vorgezogene Baumaßnahmen 
angemeldet, so Zeller: „ Ich begrüße ausdrücklich, 
dass die B 30 Ortsumgehung Ravensburg/Eschach-
Baindt dabei ist. 
 
Leider aber hat die Landesregierung nicht die  B 31 
neu Friedrichshafen-Immenstaad und Überlingen/ 
Tierheimkreuzung-Überlingen/Ost als vorgezogene 
Maßnahmen angemeldet“. Die  B31 neu zwischen 
Friedrichshafen und Immenstaad ist planfestgestellt, 
erklärt Zeller weiter.  „Derzeit sind drei Klagen an-
hängig. Es ist davon auszugehen, dass Ende Februar 
der VGH über die aufschiebende Wirkung entschei-
det. Mitte des Jahres wird in der Hauptsache ent-
schieden. Dann dürfte die Rechtskräftigkeit des Plan-
feststellungsbeschlusses beschlossen werden, zumal 
die Kläger sich nicht grundsätzlich gegen die B 31 
neu wenden“. 
 
Wenn schon jetzt mit Hochdruck an der Baureifepla-
nung gearbeitet werde und zeitnah die Ausschreibung 
erfolge, könnte im Jahr 2010 der Spatenstich erfol-
gen, meint der SPD-Abgeordnete. Insofern sei es 
gerechtfertigt, wenn die Landesregierung die B 31 
neu beim Bund als zusätzliche Investitionsmaßnahme 
einfordert. Erst dann werden Aussagen von Regie-
rungsmitgliedern, die ständig betonen wie wichtig die 
B 31 für das Land sei, glaubhaft. 
 
Gleiches gilt nach Ansicht Zellers für die B 31 im 
Abschnitt Überlingen/Tierheimkreuzung-Überlingen/ 
Ost. Nach Mitteilung des Regierungspräsidiums Tü-
bingen ist demnächst mit dem Planfeststellungsbe-
schluss zu rechnen (nachdem er schon mehrfach 
verschoben wurde). Wenn dann mit Hochdruck an 
den Bauplänen gearbeitet und dafür das notwendige 
Personal endlich zur Verfügung stellt wird, dann ist 
die Realisierung des Abschnitts Überlingen 2010 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller  
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möglich. „Alles hängt vom Engagement der Landes-
regierung ab. Es gilt der Grundsatz: nicht länger re-
den, sondern handeln“. 
                                          19.01.2008 Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 /  

14. Wahlperiode 
Kleine Anfrage 
des Abg. Norbert Zeller SPD 
 

Straßenprojekte im Bodenseekreis, im 
Kreis Ravensburg und im Kreis Konstanz 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Sanierungs- und Neubauprojekte sind im 
Straßennetz  (Bundesautobahnen, Bundesstraßen, 
Landesstraßen und Kreisstraßen) in den oben genann-
ten Gebietskörperschaften in Planung? 
 
2. Wie ist der Stand der Planung und des Genehmi-
gungsverfahrens bei diesen Projekten? 
 
3. Welche Projekte sind baureif? 
 
4. Welche Projekte sollen nach jetziger Planung im 
Jahr 2009 und 2010 aus regulären Haushaltsmitteln 
begonnen werden? 
 
5. Welche Projekte sollen zusätzlich aus den Mitteln 
der beiden Konjunkturprogramme in diesem Zeit-
raum begonnen werden? 
 
6. Ist die Landesregierung bereit, die B 31 neu zwi-
schen Friedrichshafen und Immenstaad in den Kon-
junkturprogramm II aufzunehmen, obwohl Klagen-
gen gegen den Planfeststellungsbeschluss anhängig 
sind? 
7. Bis wann wird der Planfeststellungsbeschluss für 
die B 31 Überlingen/Tierheimkreuzung und Überlin-
gen/Ost erlassen und ist die Landesregierung bereit, 
diesen Teil für das Konjunkturprogramm II beim 
Bund anzumelden? 
Stuttgart, 19.1.2009,                           Norbert Zeller SPD 
 
Begründung:  
Seit Jahren ist der Straßenbauetat des Landes unterfi-
nanziert. Diese Kleine Anfrage soll klären inwiefern 
die Landesregierung bereit ist, im Rahmen des Kon-
junkturpakets II wichtige Maßnahmen der Bodensee-
region gegenüber dem Bund anzumelden. Dies gilt 
insbesondere für Straßenbauabschnitte des Planungs-
falls 7.5. 
Das Konjunkturpaket II der Bundesregierung sieht u. 
a. auch die Finanzierung von Bundesfernstraßen vor. 
Das Land Baden-Württemberg hat mit Schreiben 
vom 2. 1.2009 dem Bund gegenüber Bundesstraßen 
als vorgezogene Baumaßnahmen angemeldet, erfreu-
licherweise einschließlich der B 30 Ortsumgehung 
Ravensburg/Eschach-Baindt. 

Leider aber sind in dieser Anmeldung der Landesre-
gierung nicht die B 31 neu Friedrichshafen-Immen-
staad und Überlingen/Tierheimkreuung-Überlingen/ 
Ost als vorgezogene Maßnahmen enthalten. Die B31 
neu zwischen Friedrichshafen und Immenstaad ist 
planfestgestellt. Derzeit sind drei Klagen anhängig. 
Es ist davon auszugehen, dass Ende Februar der 
VGH über die aufschiebende Wirkung entscheidet. 
Mitte des Jahres wird in der Hauptsache entschieden. 
Dann dürfte die Rechtskräftigkeit des Planfeststel-
lungsbeschlusses beschlossen werden, zumal die 
Kläger sich nicht grundsätzlich gegen die B 31 neu 
wenden. Wenn schon jetzt mit Hochdruck an der 
Baureife-Planung gearbeitet würde und zeitnah die 
Ausschreibung erfolgte, könnte es im Jahr 2010 zum 
Spatenstich kommen. Insofern ist es gerechtfertigt, 
wenn die Landesregierung die B 31 neu beim Bund 
als zusätzliche Investitionsmaßnahme einfordert. Erst 
dann werden die Aussagen von Regierungsmitglie-
dern glaubhaft, die immer wieder die Bedeutung der 
B 31 für das Land betonen. 
 
Gleiches gilt für die B 31 im Abschnitt Überligen/ 
Tierheimkreuzung-Überlingen/Ost. Nach Mitteilung 
des Regierungspräsidiums Tübingen ist demnächst 
mit dem Planfeststellungsbeschluss zu rechnen (nach-
dem er schon mehrfach verschoben wurde). Wenn 
unmittelbar daran mit Hochdruck an den Bauplänen 
gearbeitet und dafür das notwendige Personal zur 
Verfügung stellt wird, dann ist die Realisierung des 
Abschnitts Überlingen 2010 möglich. 
 

Wie wird das Bodenseeleitbild 
umgesetzt? 

 

Staatsministerium antwortet Zeller 
 

Welche Maßnahmen im Katalog des Bodenseeleitbil-
des mit einer konkreten Umsetzung in den Jahren 
2009 bis 2011 rechnen dürfen, hatte der Abgeordnete 
der Bodenseeregion, Norbert Zeller SPD, die Landes-
regierung gefragt. Auf seine parlamentarische Anfra-
ge erhielt er vom Staatsministerium nun eine Ant-
wort. Die Regierungschefs und Regierungsvertreter 
der Internationalen Bodenseekonferenz hatten am 27. 
Juli 2008 das neue Leitbild für den Bodenseeraum 
und einen dazugehörenden Maßnahmenkatalog ver-
abschiedet. Für die Bodenseeregion sind darin, nach 
Ansicht Zellers zahlreiche Projekte, die für den ge-
samten Raum von großer Bedeutung sind wie der 
Ausbau der Bahnstrecke Lindau-Friedrichshafen-Ulm 
oder die „genfreie Produktion von Nahrungsmitteln“ 
als Beispiele. Zeller wollte wissen, wie die Finanzie-
rung der im Leitbild vorgesehenen Maßnahmen kon-
kret aussieht und wie sie im Haushaltsplan berück-
sichtigt ist. Aus der nun vorliegenden Antwort aus 
dem Staatsministerium des Landes Baden-Württem-
erg werde nun leider deutlich, das nur zum Teil  mit 
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einer Realisierung der Maßnahmen zu rechnen ist, so 
Zeller.  
 
Der Maßnahmenkatalog werde alle zwei bis drei Jah-
re aktualisiert, heißt es in der Antwort der Landesre-
gierung. Da auch andere Akteure als das Land,  wie 
die Kommunen, die Wirtschaft oder der Bund, als 
Träger von Vorhaben aus dem Maßnahmenkatalog 
angesprochen seien, sei das Land nur als Teilträger 
angesprochen. Fachkommissionen entwickelten in 
Baden-Württemberg die Projekte, die in den darauf 
folgenden Jahren zur Umsetzung kämen, so das 
Staatsministerium. Jetzt werde für die Umsetzung 
von 2010 und 2011 geplant. Die Finanzierung der 
von der IBK selbst betreuten Projekte, wie beispiels-
weise die Internationale Bodenseehochschule, erfolge 
entsprechend dem Verteilungsschlüssel mit einem 
Drittelanteil von Baden-Württemberg. 
 
Im Handlungsfeld „Bildung, Wissenschaft und For-
schung“ des Bodenseeleitbildes“ mit dem Ziel einer 
besseren Zusammenarbeit im gesamten Bodensee-
raum sind 286 000 Euro im Haushaltsentwurf von 
Baden-Württemberg für 2009 vorgesehen mit dem 
Ziel die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Hochschulbereich zu verbessern. Die Verstärkung 
des Engagements im Bereich der schulischen und der 
vorschulischen Bildung im Bodenseeraum, wie sie 
Zeller gefordert hatte, mit der Unterstützung der 
„Internationalen musischen Tagung“ IMTA, ist aber 
noch nicht abschließend im Haushalt des Landes 
berücksichtigt. Im so genannten Handlungsfeld „ 
Umwelt, Natur und Energie“ gibt es noch gar keine 
Ansätze im Landeshaushalt. Auch im Handlungsfeld 
„Verkehr“ ist lediglich für den Erhalt und die Weiter-
entwicklung der Tageskarte Euregio Bodensee die 
Summe von 33 000 Euro eingestellt.  Im Bereich 
„Wirtschaft, Arbeit und Tourismus“ sei eine WTT-
Veranstaltung (Wissens- und Technologietransfer) 
für die zweite  Jahreshälfte 2009 in Planung, so das 
Staatsministerium.  
 
Im Bereich „Gesundheit“ wird als Zielvorstellung die 
„Nutzung der Möglichkeiten von eHealth und Tele-
medizin“ mit grenzüberschreitendem Zugang anvi-
siert. „Zu vielen anderen Maßnahmen gibt es einen 
Katalog mit Zielvorstellungen aber ohne konkrete 
Haushaltsvorstellungen“ beklagt Zeller, der fürchtet, 
dass ohne konkrete Haushaltsansätze die Vorhaben 
„verwässern“ könnten. Sein Bestreben wird weiterhin 
hin, am Ball zu bleiben, damit die Maßnahmen des 
Bodenseeleitbildes auch tatsächlich konkretisiert 
werden.  
 
(Die Antwort des Staatsministeriums auf die Anfrage 
von Norbert Zeller kann auf der Internetseite der 
Landesregierung unter Drucksachen 14/ 3711 einge-
sehen werden) 
20.01.2009 Büro Norbert Zeller, MdL 

Rau antwortet zu Unterrichtsver-
sorgung an Realschulen im Kreis 

 

Zeller: 
Weniger Lehrerstunden bei 

gleich viel Klassen 
Auf seine parlamentarische Anfrage zur derzeitigen 
Unterrichtssituation an den Realschulen im Boden-
seekreis erhielt der Abgeordnete der Bodenseeregion, 
Norbert Zeller SPD, nun von Kultusminister Rau 
Antwort. Danach sei mit dem Schuljahresbeginn 
2008/09 der Pflichtbereich mit den zugewiesenen 
Lehrkräften abgedeckt, so Rau. Zeller aber hält diese 
Auskunft für ein Täuschungsmanöver, da bei nahezu 
gleich bleibenden Klassenzahlen in den letzen drei 
Schuljahren bis dato, für das laufende Schuljahr ein-
deutig weniger Lehrerstunden zur Verfügung stehen. 
Waren es im Schuljahr 2005/06 noch 5 785 Stunden 
sind es 2008/9 nur noch 5 503 Stunden. Dies geht aus 
der vom Kultusministerium mitgelieferten Tabelle 
hervor, erklärt Zeller. Damit ist für ihn klar, dass im 
Vergleich zu vor drei Jahren mindestens sieben Leh-
rer weggefallen sind. „Der eigentliche Unterrichts-
ausfall wird in dem Antwortschreiben des Kultusmi-
nisters nicht genannt“, so Zeller, weil beim Schulan-
gebot der Unterricht immer aus einem Pflicht- und 
einem Ergänzungsbereich sich zusammensetzt mit 
dem Ziel einer ganzheitlichen Bildung. Wenn also 
nur der Pflichtbereich abgedeckt ist, dann heißt das 
laut Zeller, dass eben ein ausreichendes Angebot 
nicht vorhanden ist und Unterricht ausfällt. Die Lan-
desregierung räumt in dem Antwortschreiben an ihn 
ein, dass das „insgesamt geringere Budget zu einem 
stundenmäßig geringerem Umfang an zusätzlichen 
Unterrichtsangeboten führen kann“, so wörtlich in 
der Antwort von Kultusminister Rau an Zeller. „Das 
heißt doch im Klartext, dass eben wegen Lehrerman-
gel an den Realschulen nicht eine ganzheitliche Er-
ziehung und Bildung stattfinden kann“, so der SPD-
Bildungspolitiker.  
 
Dass es im Bodenseekreis in den Realschulen Eng-
pässe bei der Lehrerversorgung in den Fächern Che-
mie, Physik und Technik gibt, räumte das Kultusmi-
nisterium kürzlich ein. Das ist laut Zeller doppelt 
unbefriedigend, weil für die hiesige Industrie gerade 
dieser Fächer von Bedeutung sind. Auf seine Frage 
nach den Krankheitsvertretungen an den Realschulen 
im Kreis und weshalb derzeit die Krankheitsvertre-
tungen komplett gestrichen seien, erfuhr Norbert 
Zeller, dass eben für die Sicherstellung des Pflichtun-
terrichts alle Lehrkräfte gebraucht werden und so 
gebunden sind.  
Zu der in der „Qualitätsoffensive“ der Landesregie-
rung angekündigten Absenkung des Klassenteilers 
von 30 auf 28 bis zum Ende der Legislaturperiode 
also 2011, schreibt Kultusminister Rau an Zeller:“ 
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Die hieraus resultierenden zusätzlichen Lehrerres-
sourcen werden über eine erweiterte Direktzuweisung 
zugewiesen und fließen zusätzlich in das Budget der 
Schule“. „Die Schulen sind dann eigenverantwortlich 
und haben den schwarzen Peter“, meint Zeller. „Sieht 
so eine vorausschauende Personalpolitik, die drin-
gend für die Realschulen im Bodenseekreis erforder-
lich wäre, aus?“, fragt der SPD-Bildungspolitiker, der 
insgesamt mit der Antwort des Kultusministers unzu-
frieden ist, weil für ihn der hohe Unterrichtsausfall an 
den Realschulen nicht hingenommen werden kann 
und die Erklärungen Raus nur Schönfärbereien   
seien. Der Protest der Eltern ist für ihn nur zu ver-
ständlich. 
 
Die Antwort auf den Antrag von Norbert Zeller wird 
demnächst auf der Seite des Landtags unter Doku-
mente eingesehen werden können: Drucksache 14/ 
3825  
http://www.landtag-bw.de 
27.01.2009 Büro Norbert Zeller, MdL  
 

Berufliche Gymnasien:  
 

Schülern droht ein Jahr 
Leerlauf  

 

Norbert Zeller:  
Keine Ehrenrunde für  

G8-Schüler  
 

Mit halbgaren Empfehlungen will Kultusminister 
Rau den kommendes Schuljahr zu erwartenden Schü-
lerzuwachs an den beruflichen Gymnasien entzerren. 
Demnach sollen G8-Schüler entweder nach der neun-
ten oder aber erst nach der zehnten Klasse in die elfte 
Klasse eines beruflichen Gymnasiums wechseln. Dies 
geht aus der Antwort der Regierung auf eine Anfrage 
der SPD-Bildungspolitiker im Landtag hervor. 
„Anstatt den Schüleransturm mit zusätzlichen Leh-
rern zu bewältigen, rät der Kultusminister G8-Gym-
nasiasten allen Ernstes, freiwillig eine Ehrenrunde zu 
drehen“, kommentierte Zeller den Ratschlag Raus. 
Da in diesem Schuljahr sowohl Schüler des achtjäh-
rigen als auch des neunjährigen Gymnasiums gleich-
zeitig die Mittelstufe verlassen, rechnet das Land mit 
einer steigenden Nachfrage nach Schulplätzen an 
beruflichen Gymnasien.  
Nach Zellers Worten besteht für G8-Schüler, die zwei 
Jahre vor dem Abitur stehen, keinerlei Anreiz, einen 
dreijährigen Anlauf zum Abitur über ein berufliches 
Gymnasium zu nehmen und dort im ersten Schuljahr 
Teile des Unterrichtsstoffs der Oberstufe zu wieder-
holen. „Rau will diesen Schülern ein Jahr Leerlauf 
schmackhaft machen“, so Norbert Zeller, Vorsitzen-
der des Ausschusses für Schule, Jugend und Sport im 
Landtag von Baden-Württemberg. 
 

Die SPD will die Sondersituation des doppelten Mitt-
lere-Reife-Jahrgangs demgegenüber mit der Einstel-
lung von 100 zusätzlichen Lehrkräften in den Griff 
bekommen. Nur so könnten trotz einmalig höherer 
Bewerberzahl alle wechselwilligen Gymnasiasten 
und Realschüler einen Platz an einem beruflichen 
Gymnasium bekommen. Außerdem könne man mit 
den zusätzlichen Lehrkräften ab dem nächsten Jahr 
die ohnehin angespannte Personalsituation an diesen 
Schulen abmildern. 
30.01.2009                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Zeller begrüßt Beförderung 
von 300 Fachlehrkräften 

 
Zeller: „Dass jetzt immerhin 300 Fachlehrer 
und Technische Lehrer befördert werden, ist 
ein Teilerfolg. Allerdings werden weitere 
2.400 Lehrkräfte auf unbestimmte Zeit ver-
tröstet“ 
 
Seit über 15 Jahren bringt das Land Baden-Württem-
berg im Staatshaushaltsplan kein Geld für neue Be-
förderungsstellen aus. Dies führt dazu, dass Fachleh-
rer/innen und Technische Lehrer/innen nur dann be-
fördert werden, wenn Stellen frei werden. Der Beför-
derungsstau betrifft Lehrer/innen, die die laufbahn-
rechtlichen Voraussetzungen für die Beförderung 
erfüllen und trotzdem weiter nach A 9 oder A 10 be-
zahlt werden, informiert der Abgeordnete der Boden-
seeregion Norbert Zeller SPD. 
 
Im Südwesten gibt es 5.000 Fachlehrer/innen an all-
gemein bildenden Schulen. Obwohl sich im Alltag 
die Aufgaben der Pädagog/innen kaum unterschei-
den, haben Fachlehrer/innen eine höhere Unterrichts-
verpflichtung und erhalten weniger Geld als ihre Kol-
leg/innen. Beim Berufseinstieg verdient eine Fachleh-
rer/in etwa 1.900 Euro. Die Fachlehrer/innen und 
Technischen Lehrer/innen erhalten als Vergütung 
zwischen A 9 und A 12 und müssen zwischen 28 und 
31 Unterrichtsstunden wöchentlich unterrichten. Für 
die Ausbildung zum Fachlehrer bzw. Technischen 
Lehrer wird die Mittlere Reife benötigt.  
 
In den Jahren 2009 und 2010 werden jeweils 150 
Fachlehrer und Technische Lehrkräfte endlich eine 
Beförderung erhalten. Dies konnte auf Druck der 
SPD erreicht werden, kann der Vorsitzende des 
Schulausschusses Norbert Zeller mitteilen, der auch 
vor Ort in seinem Wahlkreis ein Gespräch mit der 
Vertretung der Fachlehrer und der GEW führte. Noch 
im November 2008 hätten CDU und FDP einen An-
trag Zellers im Schulausschuss die Beförderungen 
abgelehnt. Jetzt hätten sich die Regierungsfraktionen 
dem oppositionellen Drängen wie dem berechtigten 
Anspruch der Lehrkräfte schlussendlich zwar nicht 
voll gebeugt, ihm jedoch wenigstens ein Stück weit 
nachgegeben. „Der Spatz in der Hand ist mir für den 
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Moment lieber als die Taube auf dem Dach“, kom-
mentierte Zeller den Etappensieg der SPD und der 
Fachlehrkräfte. 
 
„Dass jetzt immerhin 300 Fachlehrer und Technische 
Lehrer befördert werden, ist ein Teilerfolg. Aller-
dings werden weitere 2.400 Lehrkräfte auf unbe-
stimmte Zeit vertröstet“, sagte Zeller weiter. Er ver-
wies darauf, dass die SPD-Fraktion in der Sitzung des 
Finanzausschusses einen eigenen Antrag vorgelegt 
hatte. Dieser umfasste die Summe von 3 Mio. Euro 
pro Jahr und hätte fast allen Berechtigten die ihnen 
eigentlich zustehende Beförderung ermöglicht. „An-
gesichts der großen Summen, die insgesamt in den 
nächsten Jahren im Bildungsbereich investiert wer-
den, sind 3 Mio. Euro sicherlich keine überzogene 
Forderung“, so  der Abgeordnete aus dem Bodensee-
kreis. 
02.02.2009 Büro Norbert Zeller, MdL 
 
OB-Wahl in Friedrichshafen:  

Dieter Stauber tritt an  

SPD-Stadtrat Dieter Stauber kandidiert als Oberbür-
germeister seiner Heimatstadt. Der 40-Jährige sieht 
sich "als Angebot für alle Häfler" und tritt nicht als 
SPD-Kandidat an. Natürlich wird er dennoch von der 
SPD unterstützt. 

Da er (seit 2004) durch die Arbeit im Gemeinderat 
seiner Heimatstadt sich entsprechende Kompetenzen 
erarbeitet habe und die Arbeit für sie schätzen gelernt 
habe, will Stauber nun als OB gestalten.  Seine Mit-
arbeit sowohl im Bündnis Pro 31 als auch im Bündnis 
für Toleranz und Demokratie - gegen Extremismus 
zeige, dass er weniger parteipolitisch als zielorientiert 
handle und sich überparteilich einbringe. Als Dip-
lom-Verwaltungswirt, der bei der Polizeidirektion 
Friedrichshafen als Kriminalhauptkommissar arbeitet, 
kenne er sich darüber hinaus mit Behörden und Ver-
waltungen aus. 

Durch seine bisherige Arbeit verfügt Stauber vor Ort 
über Netzwerke, Kenntnis zu den wichtigsten The-
men in der Stadt und besitzt Kontakte zu Organisati-
onen, Gremien und zur Stadtverwaltung. Bildung, 
Betreuung und Integration sind seine bevorzugten 
Themen.  

                                                      Karl-Heinz Köni g                                                                                                                                                                                                                     
 

Termine: 
06.02.2009 
 

Jahreshauptversammlung des 
OV Bermatingen 
                                             

19:00 Uhr.  
Ort: Weinstube Stecher 
- Neuwahlen 

09.02.2009 
 

Kreisvorstandssitzung 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 

Gasthaus Traube, Waggershausen 

parteiöffentlich 
 

14.02.2009 
 

Landesparteitag zur Aufstellung 
der Landesliste für die  
Bundestagswahl 2009 
 
 

10.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
Stadthalle Singen 
parteiöffentlich 

Infolink 
�
 

05.03.2009 
 
Kreisdelegiertenkonferenz:  �
Kreistagswahlprogramm                          �

im Hotel Krone, Roggenbeuren,          
Deggenhausertal                                         
Einladung folgt im Februar nach der KV-Sitzung.�
 

30.03.2009 
 

Kreisvorstandssitzung 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
parteiöffentlich 
 

02.04.2009 
 

Kreisdelegiertenkonferenz mit 
Neuwahlen im Kreisverband 
parteiöffentlich 

11.05.2009 
Kreisvorstandssitzung 

19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 

parteiöffentlich 
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Ortsverein Überlingen: 
 

 

Dietram Hoffmann neuer Ortsvereinsvorsitzender 
 

Bei der Jahreshauptversammlung vom 26.01.2009 wählte die Mitgliederversammlung  im Beisein des Landtagsab-
geordneten Norbert Zeller den bisherigen Medienreferenten Dietram Hoffmann zum neuen Vorsitzenden, nachdem 
Angelika Haarbach nicht mehr antrat, Sie hatte den Ortsverein sechs Jahre lang geleitet. 
Christian Gospodarek (Wiederwahl) und Gemeinderat Udo Pursche (für Wolfgang Dieterle)  wurden als Stellvertre-
ter gewählt. Für den scheidenden Heinz Dörr übernahm („wenn die Partei ruft, kann ich mich nicht verweigern“) 
Alt-OB Reinhard Ebersbach das Amt des Kassiers. Nach Ekkehart Günther übernimmt nun   Alexander Posch den 
Posten des Schriftführers. Zu Beisitzern gewählt wurden: Ekkehart Günther (neu), Margot Hess,  Dagmar Miedzia-
nowski, Werner Rummel. (neu), Adnan Sabah (neu) und Michael Wilkendorf. 

 
v. li.; Alexander Posch, Christian Gospodarek, Adnan Sabah, Dietram Hoffmann, Margot Hess, Udo Pursche, Ekkehart 
Günther, Reinhard Ebersbach, Werner Rummel, Dagmar Miedzianowski                                          Fotos: H.-P- Walter
Vor seiner Wahl  stellte er sich vor+: „Ich bin links 
wo das Herz schlägt“. Es geht ihm keineswegs dar-
um, den Kapitalismus abzuschaffen aber ihn besser 
zu kontrollieren und seine Grenzen aufzuzeigen. „Es 
macht keinen Sinn, Wettbewerbsfähigkeit nur durch 
Lohndumping zu erreichen. In Berufung auf das 
Hamburger Programm der SPD steht er für eine freie, 
gerechte und solidarische Gesellschaft. 
Im Hinblick auf den Rechenschaftsbericht der schei-
denden Vorsitzenden sieht er als dringlichste Aufga-
be im Ortsverein die Aktivierung der Mitglieder und 
Werbung neuer Mitglieder. Das hohe Durchschnitts-
alter erfordert dringend junge Mitglieder. 
Das Jahr 2009 fordert von dem neuen Vorsitzenden 
und dem zweitgrößten Ortsverein besondere An-
strengungen: 
- Für die Kommunalwahl mit Gemeinderats- und 
Kreistagswahl müssen sowohl Listen in der Gemein-
de als auch im Kreistagswahlbezirk aufgestellt sowie 
ein Wahlprogramm vorgestellt werden.  
- die Europawahl erfordert ebenso Einsatz wie dann 
im September die Bundestagswahl. Die Eingliede-
rung des Ortsvereins Owingen erfordert in der ge-
samten Gemeinde Owingen Wahlkampfarbeit.       

 
Norbert Zeller gratuliert Dietram Hoffmann 
Hoffmann, schon seit 42 Jahren Mitglied der SPD, 
wurde schon bald nach seinem Zuzug von München 
nach Nußdorf  aktiv im Ortsverein. Für Nußdorf 
vertritt er als erster und einziger Ortschaftsrat die 
SPD.  
                                                                 Karl-Heinz König 
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SPD-Kreisdelegiertenkonferenz 
am 19.Januar 2009 im GZH 

Friedrichshafen  
 

Die SPD im Bodenseekreis unterstützt Bemühungen, 
Aufgaben zur Daseinsvorsorge, etwa in der Energie-
politik, wieder verstärkt in die kommunale Verant-
wortlichkeit zu legen. Bei der ersten Kreisdelegier-
tenkonferenz zum Auftakt des „Superwahljahres“ 
2009 in Friedrichshafen wurde das neue „Regional-
werk“ der Gemeinden im östlichen Bodenseekreis für 
die Stromversorgung unterstützt. Der Bodenseekreis 
als Mitgesellschafter der OEW und damit der EnBW 
werde dadurch nicht einem zusätzlichen Wettbe-
werbsdruck ausgesetzt.“ Seine Rolle als Hüter der 
Daseinsvorsorge wird damit eher gestärkt“, betonte 
MdL Norbert Zeller, der im Kreistag Chancen für 
eine überparteiliche Neustrukturierung der heimi-
schen Energiewirtschaft sieht.  
 
Vor den Delegierten erläuterte Peter Turkowski die 
Vorteile, die sich aus einer „Rekommunalisierung“ 
von Versorgungsaufgaben in den Städten und Ge-
meinden für die Strom- und Gaskunden sowie für die 
kommunalen Finanzen ergeben. Der frühere Vorsit-
zende der Geschäftsführung in der Häfler TWF berät 
seit einigen Monaten als Geschäftsführer der 2005 
gegründeten Beteiligungsgesellschaft Kommunal-
Partner interessierte Kommunen beim Aufbau neuer 
Stadtwerke. Turkowski sieht in dem Auslaufen von 
meist schon 20 Jahre alten Konzessionsverträgen in 
der Gas- und Stromversorgung ein Signal, Arbeits-
plätze und Know how im kundennahen Service vor 
Ort zu schaffen und gleichzeitig einen nachhaltigeren 
Beitrag zur ökologischen Neuorientierung auf dem 
Energiesektor zu leisten. „Solche Bestrebungen sind 
viel mehr Pro-Kommune als Anti-EnBW-Projekte“, 
fügte der Experte hinzu. Mit der Inbetriebnahme des 
Regionalwerks im östlichen Bodenseekreis verliert 
der baden-württembergische Stromkonzern EnBW 
ganze 0,64 Prozent seiner Stromkonzessionen. „Die 
Wertschöpfung an der Energie bleibt somit in der 
Region und fließt nicht nach Karlsruhe oder nach 
Frankreich ab“, so Turkowski. Die TWF in Fried-
richshafen verliere durch das neue Regionalwerk ca. 
3 Prozent Ihrer bisherigen Kunden. Der Wettbewerb 
um den Rückkauf von Stromnetzen und in der Folge 
um Kunden sei politisch gewollt und rechtlich gesi-
chert.  
 
Die sozialdemokratischen Delegierten diskutierten 
indes rege über das am Rande vorgetragene Plädoyer 
des Referenten für den erforderlichen Neubau von 
Kohlekraftwerken der neuen Generation (mit höherer 
Effizienz und geringeren Schadstoff-Emissionen) in 
Deutschland. Nur so könne die Energieversorgung 
längerfristig gesichert werden, so Turkowski, wenn 
es beim Ausstieg aus der Atomenergie bleibt und 

erneuerbare Energieträger wie Solar- und Windener-
gie nicht bald einen wesentlich höheren Anteil als 
bisher schultern können.  
 
Im Verlauf der Konferenz rief die Häfler SPD-Orts-
vereinsvorsitzende Kirsten Lichtinger die Parteibasis 
zu verstärkten Bemühungen um mehr Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Gemeinderats- und Kreis-
tagswahlen am 7.Juni auf.  
 
Für den Landesparteitag am 14.Februar in Singen, 
auf dem die Liste der baden-württembergischen SPD-
Bewerber/innen für die Bundestagswahl am 27. Sep-
tember  aufgestellt  wird, wählte  die Kreis-SPD 
Yvonne Bernard, Angelika Haarbach, Adrian Wie-
mer, Christian Gospodarek sowie den Kreisvorsit-
zenden Jochen Jehle als Delegierte.  
                                                              W. Bernhard 
 

SPD-Kreistagfraktion stellt 
Antrag für Bodenseekreis 

 

Zeller:  

Geld aus  
Konjunkturprogramm 

für kommunale 
Sanierungsprojekte 

 
Die SPD-Kreistagsfraktion im Bodenseekreis will 
durch einen offiziellen Antrag eine schnellstmögliche 
Umsetzung der Mittel aus dem Konjunkturpaket II 
für den Bodenseekreis erreichen. Aus dem Zukunfts-
investitionsprogramm der Kommunen und Länder, 
das der Bund und die Länder zur Abwehr einer Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
aufgelegt haben, sollen die Kommunen unterstützt 
werden, besonders wichtige Investitionen zu tätigen, 
um damit die lokale und regionale Wirtschaft zu 
stützen und Arbeitsplätze zu erhalten. „Dies ist auch 
das erklärte Ziel  der SPD-Kreistagsfraktion im Bo-
denseekreis“, erklärte der Vorsitzenden der SPD-
Kreistagsfraktion im Bodenseekreis, Norbert Zeller.  
 
Er sieht im Bodenseekreis erheblichen Bedarf für 
zusätzliche Investitionen und fordert deshalb in sei-
nem Antrag die Verwaltung auf, darüber zu berich-
ten, wie vom Bund und Land die detaillierten Förder-
voraussetzungen aussehen. Er will auch eine Darle-
gung von der Kreisverwaltung, für welche Projekte 
baureife Planungen vorliegen und welche Maßnah-
men kurzfristig realisiert werden könnten. Die Ver-
waltung soll ebenso darstellen, für welche Projekte 
und Maßnahmen eine rasche Planung möglich ist und 
dabei die vorgesehene Vereinfachung des Vergabe-
rechts berücksichtigen. Aufgestellt werden soll, so in 
dem Antrag gefordert, eine Prioritätenliste solcher 
Projekte, die für das Investitionspaket II in Frage 
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kommen. Diese „Bodenseekreis-Liste“  von Projek-
ten, die in den nächsten beiden Jahren  realisiert wer-
den können, soll dem Kreistag zur Beschlussfassung 
dann vorgelegt werden. Zeller hat nun Landrat 
Wölfle ein entsprechendes Schreiben zukommen 
lassen. Zeller und seine Fraktion sind der Ansicht, 
dass die Investitionsmittel, die dem Land zur Verfü-
gung stehen, umgehend und pauschal sowie in vollem 
Umfang an die Kommunen weitergeleitet werden 
müssen. 
03.02.2009                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 
 
Hier der Antrag der SPD-Fraktion: 
 
Landratsamt Bodenseekreis 
Herrn Landrat 
Lothar Wölfle 
Albrechtstr. 77 
 
88045 Friedrichshafen  
                                                 
 Friedrichshafen, 03.02.2009  Ze/la 
 

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zum Zu-
kunftsinvestitionsprogramm der Kommunen 
und Länder im Rahmen des Konjunkturpak-
tes II 
 
Sehr geehrter Herr Landrat,  
 
am 27. Januar 2009 hat da Bundeskabinett die Geset-
zesentwürfe zum Konjunkturpaket II beschlossen. 
Für die Kommunen sind der Entwurf  des Gesetzes 
zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kom-
munen und Länder sowie die entsprechende Verwal-
tungsvereinbarung mit den Ländern von  zentraler 
Bedeutung. Von der SPD im Bund wurde ein kom-
munales Investitionsprogramm initiiert, das den 
Kommunen helfen wird, dringende Vorhaben zum 
Wohle der Bürger zu realisieren. Dies wird  und muss 
auch Auswirkungen auf den Bodenseekreis haben.  
 
Ich darf auf meine Rede zum Haushalt des Boden-
seekreises hinweisen, in der ich schon auf die Not-
wendigkeit der Erstellung von Sanierungsprojekten 
des Landkreises hingewiesen habe. 
 
Die SPD-Fraktion im Bodenseekreis stellt nun einen 
Antrag wie folgt: 
 

Antrag der SPD-Fraktion im 
Bodenseekreis zum 

Zukunftsinvestitionsprogramm 
 
Schnellstmögliche Umsetzung des Gesetzes zur 
Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kom-
munen und Länder im Rahmen des Konjunktur-
paketes II 
 

Der Kreistag des Bodenseekreises spricht sich dafür 
aus, dass das Land Baden-Württemberg die Mittel 
aus dem Zukunftsinvestitionsprogramm der Kommu-
nen und Länder schnellstmöglich, pauschal und in 
vollem Umfang für die im Gesetz zur Umsetzung von 
Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder 
vorgesehenen Maßnahmen zur Verfügung stellt.  
 
Der  Bodenseekreis sieht erheblichen Bedarf für zu-
sätzliche Investitionen.  Der Kreistag beauftragt die 
Verwaltung  
 
1. zu berichten, wie seitens des Bundes und des 

Landes die detaillierten Fördervoraussetzun-
gen ausgestaltet sind. 

 
2. darzulegen, für welche Projekte baureife Pla-

nungen vorliegen bzw. welche Maßnahmen 
kurzfristig realisiert werden können, die den 
Vorgaben des Gesetzentwurfes zur Umset-
zung des kommunalen Investitionsprogramms 
entsprechen. 

 
3. darzulegen, für welche Projekte und Maß-

nahmen eine rasche Planung in welchem Zeit-
raum möglich ist. Dabei ist die vorgesehene 
Vereinfachung des Vergaberechts zu berück-
sichtigten. 

 
4.         eine Prioritätenliste aufzustellen für   Projekte 
            und Maßnahmen, die im Rahmen des kommu-  
            nalen Investitionsprogramms in den  nächsten 
            zwei Jahren realisiert werden können und die-  
            se dem Rat zur Beschlussfassung vorzulegen 
 
Begründung: 
 
Das Zukunftsinvestitionsprogramm, das Bund und 
Länder zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichtes aufgelegt haben, soll 
die Kommunen dabei unterstützen, zusätzliche, be-
sonders bedeutsame Investitionen zu tätigen. Mit 
diesen Investitionen sollen die lokale / regionale 
Wirtschaft gestützt und der Erhalt von Arbeitsplätzen 
gefördert werden.  So steht z.B. die Sanierung der 
Fassade des Gebäudes des Landratsamtes in der Alb-
rechtstraße (vormals IBM) an. 
 
Zur raschen Umsetzung des Zukunftsinvestitionspro-
gramms und Sicherung der lokalen / regionalen Wirt-
schaftsstruktur müssen nach unserer Auffassung die 
Investitionsmittel, die dem Land zur Verfügung ste-
hen, umgehend, pauschal und in vollem Umfang an 
die Kommunen weitergeleitet werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Norbert Zeller, MdL        (SPD-Kreistagsfraktion) 
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Nach den turnusgemäßen Wahlen zum Präsidium und 
zum Vorstand der SBI am 18.Oktober 2008 tagten 
die SBI-Aktiven aus Vorarlberg, der Ostschweiz und 
vom deutschen Seeufer im Sitzungszimmer der Vor-
arlberger SPÖ-Landtagsfraktion im Landhaus in Bre-
genz. Hier, am Ostufer des Bodensees, ist die Sozia-
listische Bodensee-Internationale im Sommer 1902 
von Sozialdemokraten und Gewerkschaftern gegrün-
det worden. 
 
Für die Arbeit im neuen Jahr 2009 hat die SBI erste 
Termine zu aktuellen Themen festgelegt. Am 23. Mai 
werden im Rahmen des Europafestes in Lindau Eu-
ropa- Politiker/innen und andere Experten bei einer 
SBI-Konferenz zu der Weltkrise auf den Finanzmärk-
ten sprechen.  
 
Am 10.September verleiht die SBI den traditionellen 
PRIX WASSERFRAU an eine Preisträgerin, die sich 
in besonderer Weise für die Frauengleichstellung im 
engeren Seegebiet eingesetzt hat.  
 
Der diesjährige Präsident der Internationalen Boden-
seekonferenz der Seeanrainerländer und -Kantone, 
der Sozialdemokrat Claudius Graf Schelling, spricht 
am 31. Oktober in Arbon zu den Delegierten der so-
zialdemokratischen Parteibasis rings um den Boden-
see. Seine Ausführungen werden sich auf die Umset-
zung des neuen „Bodensee-Leitbildes“ mit den 
Schwerpunkten Wirtschaft, Verkehr, Bildung und 
Kultur konzentrieren.  
 
Reguläre Vorstandssitzungen sind für den 24.April 
(in Rorschach), für den 6. Juli und den 1. Oktober 
terminiert.  
 
In diesem Jahr ist die Bludenzer SPÖ-Landtagsab-
geordnete Olga Pircher turnusgemäß Präsidentin der 
Bodensee-Internationale. Sie wird von den beiden 
Vizepräsidenten im SBI-Präsidium unterstützt: von  

 
 
 
 
 

 
 

  
 
Fredi Alder, SP-AltNationalrat aus Rorschach in der 
Ostschweiz, und von Norbert Zeller, SPD-Landtags-
abgeordneter aus Friedrichshafen.   
                                                               W. Bernhard  
 

SP Schweiz     
  

Kanton St. Gallen 
 

Einfache Anfrage von SP Kantons-
rätin Martina Gadient, Walenstadt:  
 

140 Arbeitsplätze dürfen nicht 
verloren gehen 

 
Trotz vieler positiver Entwicklungen der letzten Zeit 
hat das Sarganserland im Vergleich zu anderen Regi-
onen im Kanton wirtschaftlich immer noch einen 
schweren Stand. Ein definitiver Verlust von 140 
Arbeitsplätzen betrifft und beschäftigt die ganze 
Region.  
 
Durch die Schliessung der Spoerry & Co. AG in 
Flums verlieren 140 Personen ihren Arbeitsplatz – 
zwei Drittel aus der Produktion und ein Drittel aus 
Vertrieb und Verwaltung. Diese Schliessung trifft die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die Gemein-
de Flums sehr hart. Es ist wichtig zu prüfen, ob von 
Kanton und Gemeinde alle Möglichkeiten für den 
Erhalt der Arbeitsplätze ausgeschöpft wurden und 
welche Hilfestellungen den betroffenen Personen und 
der Gemeinde am meisten und nachhaltig nützen. 
  
Angesichts dieser ernsten Lage danke ich der Regie-
rung für die Beantwortung folgender Fragen: 
  
1. Wie beurteilt die Regierung die Marktfähigkeit der 
in Flums hergestellten Spezialitätengarne und den 

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org  
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Ruf der Spoerry & Co. AG als weltweit führende 
Spezialistin für Fein- und Feinstgarne? 
 2. Wurde das VD im Vorfeld des Schliessungsent-
scheides kontaktiert?  
  
3. Wurden andere Lösungen als eine Schliessung 
geprüft?  
 
4. Kann der Kanton oder die Gemeinde etwas dazu 
beitragen, den Betrieb aufrecht zu erhalten, bzw. 
Betriebsteile zu retten?  
 
5. Kennt die Regierung den Inhalt des Sozialplans 
und sind die Sozialpartner miteinbezogen worden?  
 
6. Welche Massnahmen neben der Installierung eines 
betrieblichen Arbeitsvermittlungszentrums (BAZ) 
sind geplant?  
 
7. Welche Strategien kann die Gemeinde Flums aus 
Sicht der Regierung entwickeln, um den schlimmsten 
Fall, namentlich die längerfristige Mehrbelastung der 
öffentlichen Hand (Sozialamt) zu aufzufangen?  
15. Januar 2009, übermittelt durch:                           
                                                Peter Olibet, Parteisekretär 

 SP Kanton Thurgau 

 

SP Thurgau gegen Flatrate-Tax 
 
An ihrem Sonderparteitag am 21.01.2009 in Weinfel-
den beschloss die SP einstimmig die Ja-Parole zur 
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit. Der Flatrate-
Tax sagte sie den Kampf an. 
 
Beim Neujahrsapéro der SP Thurgau erhoffte Präsi-
dent Peter Gubser  viel Erfolg für die SP, damit die 
SP noch mehr für die sozial Schwächeren erreichen  
könne. Gubser versprach, dass die SP Thurgau die 
Flatrate-Tax mit allen Mitteln bekämpfen werde. 
Notfalls werde sie das Referendum ergreifen. 
 

An einer Diskussion über Risiken und Vorzüge der 
Personenfreizügigkeit mit der EU und deren Ausdeh-
nung auf Bulgarien und Rumänien unter der Leitung 
von Wirtschaftsfachmann Marcel Bühler nahmen 
Regierungsrat Graf-Schelling, Nationalrätin Graf-
Litscher und Kantonsrat Herzog teil.  
 
Bühler: mit der Personenfreizügigkeit profitierten 
nicht nur EU-Bürger von der Schweiz, sondern auch 
Schweizer von der EU. Viele SchweizerInnen arbei-
ten  in einem EU-Land.  
Edith Graf-Litscher: gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten sind die Bilateralen Verträge mit der EU 
von großer Bedeutung.  
Regierungsrat Graf: ein Nein zur Personenfreizügig-
keit bringt zwangsläufig die Bilateralen Verträge in 
Gefahr, da die EU dann vermutlich die Guillotine-

Klausel anwenden und die Abkommen kündigen 
wird.  
�
Nach ausgiebiger Diskussion beschloss die SP Thur-
gau einstimmig die Ja-Parole zur Ausweitung der 
Personenfreizügigkeit und auch die zweite Abstim-
mungsvorlage vom 8. Februar, der Änderung der 
Kantonsverfassung. 
                                                                Karl-Heinz König    

SPÖ 

 

SPÖ-Bezirksparteivorsitzender  
Werner Posch zur Korridorvignette: 

 

Panikmache der Lustenauer ÖVP 
war unbegründet 

 
Die jüngsten Zahlen beweisen es: Die Korridorvig-
nette ist sinnvoll und entlastet den Großraum Bre-
genz. Auch die Befürchtungen einer Verkehrs-
Mehrbelastung in Lustenau waren unbegründet. 
  
„Die SPÖ Vorarlberg hat sich für die Korridorvignet-
te stark gemacht, weil es für uns wichtig war, die be-
troffene Bevölkerung rasch zu entlasten. Ich bin froh, 
dass die Maßnahmen greifen“, so SPÖ-Bezirks-
parteivorsitzender Labg. Werner Posch.  
  
Kritik übt Posch jedoch an ÖVP und FPÖ. Vor allem 
die Lustenauer Abgeordneten Ernst Hagen, Albert 
Hofer und Kurt Fischer haben während der politi-
schen Diskussion Panik verbreitet. „Ihnen ging es 
nicht um Problemlösen, sondern um Schwarzmale-
rei.“  
 
Sie versuchten mit allen Mitteln, von angedrohten 
Straßenblockaden über Unterschriftenaktionen, die 
Einführung zu verhindern. Jetzt, da sich die Wirk-
samkeit der Korridorvignette abzeichnet, ist von 
ihnen nichts mehr zu hören.  
 
Posch hofft aber, dass Hagen, Hofer und Fischer die 
Zwischenzeit gut genützt haben, um sich für die Ver-
kehrsanliegen der Lustenauer Bevölkerung beim neu-
en Verkehrslandesrat einsetzen. Auch die Lustenaue-
rInnen haben das Recht, dass ihre Anliegen Gehör 
finden. Er, Posch, wird sich jedenfalls für die Luste-
nauer Bevölkerung stark machen.  
                                                            SPÖ-Express, 15.01.2009 
 

 
Die Forderungen von AK-Vizepräsidentin 

Manuela Auer: 
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Eine deutliche steuerliche 
Entlastung 

 
Den Beschäftigten muss wieder deutlich mehr vom 
hart erarbeiteten Lohn bleiben. Dazu ist eine Steuer-
reform nötig, die vor allem die kleinen und mittleren 
Einkommen um mindestens 6 Milliarden Euro entlas-
tet. Wir setzen uns für faire Löhne/Gehälter ein, von 
denen die Beschäftigten bei uns auch leben können. 

�

 Arbeit, Ausbildung und Qualifikation  

Die Arbeitsplätze sind mit allen Mitteln zu sichern 
und zu erhalten. Wir brauchen ein „Recht auf berufli-
che Erstausbildung“ für unsere Jugend, das ihr eine 
möglichst gute Ausbildung und damit auch eine be-
rufliche Zukunft ermöglicht. Dazu gehören finanziel-
le Anreize zur verstärkten Lehrlingsausbildung in den 
Betrieben und die Zurücknahme der Möglichkeit der 
Lehrlingskündigung. Für die älteren ArbeitnehmerIn-
nen sind gezielte Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Sicherheit ihrer Arbeitsplätze erhöht, ihre Qualifika-
tion erweitert und vor allem ihre Arbeitsfähigkeit 
erhält. 

 45/40 Jahre sind genug 

Nach 45/40 Jahren ist eine Pension ohne Abschläge 
zu gewähren. Die heutige, bis 2013 befristete 
„Hacklerregelung“ ist ins Dauerrecht zu übernehmen. 
Für die Schwerarbeit ist eine einfache und praktikab-
le Regelung zu finden und eine abschlagsfreie Pensi-
on zuzugestehen. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Die Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von 
Eltern und für den Wiedereinstieg von Müttern und 
Vätern müssen deutlich verbessert werden. Die 
Kleinkinderbetreuung muss bedarfsgerecht ausgebaut 
und den Eltern/Alleinerziehenden kostenlos zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Schere zwischen Frauen- 
und Männerverdienst muss geschlossen und die Ein-
kommens- und Berufssituation von Frauen attraktiver 
gemacht und verbessert werden. 
 

 Leistbare Gesundheit für alle 
 
Gesundheit darf keine Frage des Einkommens sein, 
sondern muss für alle leistbar sein. Wir lehnen jede 
Form einer Zwei- Klassen-Medizin und neue Selbst-
behalte ab. Daher ist eine solidarische Finanzierung 

sicherzustellen, zu der Vermögen und Wertschöpfung 
einen Teil beitragen. Ziel ist eine bestmögliche, be-
darfsgerechte gesundheitliche Versorgung auch durch 
Fachärzte. Die regionale Selbstverwaltung der Kran-
kenkassen ist zu erhalten und zu stärken. 
                                                     SPÖ-Express, 22.01.2009 
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BIBERACH - Der Spitzenkandidat der SPD 
für die Kreistagswahl am 7. Juni im Wahl-
kreis 1 Biberach-Stadt heißt Werner Krug. 
Der Vorsitzende der SPD-Kreistagsfraktion 
wurde am Wochenende bei einer Enthaltung 
einstimmig für Listenplatz eins nominiert. 
 
In einer Mitgliederversammlung haben die Bibera-
cher Sozialdemokraten am Wochenende ihre Kreis-
tagskandidaten für den Wahlkreis 1 Biberach-Stadt 
bestimmt. Der für die Spitzenkandidatur vorgeschla-
gene SPD-Fraktionsvorsitzende im Kreistag, Werner 
Krug, wurde von den Mitgliedern bei nur einer Ent-
haltung einstimmig für Listenplatz eins nominiert. Er 
führt eine Reihe von insgesamt 13 Kandidaten an, die 
bei den anwesenden Mitgliedern als „attraktives Per-
sonalangebot“ an die Wähler eingestuft wurde. Posi-
tiv bewertet wurde vor allem das breite Spektrum an 
beruflichem und gesellschaftlichem Hintergrund, das 
die Bewerber mitbringen, und die Tatsache, dass es 
gelungen ist, fast so viele Frauen wie Männer zu no-
minieren. So gab es für alle Bewerber Zustimmungs-
quoten von über 75 Prozent. 
 
Neben Werner Krug schicken die Sozialdemokraten 
auf Platz zwei die Biberacher Stadt- und Kreisrätin 
Kristel Buttschardt ins Rennen. Auf große Zustim-
mung stieß bei den anwesenden Mitgliedern die Be-
reitschaft von Oberbürgermeister Thomas Fettback, 
wieder für eine Kreistagskandidatur zur Verfügung 
stehen. Bei nur einer Enthaltung wurde er einstimmig 
wieder für Listenplatz drei nominiert. Die frühere 
Kreisrätin Mabel Engler tritt erneut auf Platz vier an. 
Auf Platz fünf nominierten die SPD-Mitglieder Stadt- 
und Kreisrat Franz Lemli. Rang sechs ging an die 
Juso-Kreisvorsitzende Evi Simmler, Platz sieben an 
den SPD-Ortsvereinsvorsitzenden Roland Lusch-
kowski. Für Platz acht erhielt Schulleiterin Monika 
Holl das Vertrauen der Mitglieder. Auf Platz neun 
kandidiert Stadtrat Prof. Anton Nuding von der 
Hochschule Biberach. Werner Drews wurde auf Rang 

SPD Kreis Biberach  
MdB  

Martin G erster 
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zehn, Ingo Elger auf Platz elf nominiert. Für Listen-
platz zwölf konnte die SPD Werner Kübler gewin-
nen, Platz 13 belegt Wolfgang Heinzel. Ersatzkandi-
datin ist Gisela Raunecker. 
 
Der Mitgliederversammlung im Ortsverein Biberach 
war der Auftakt der Nominierungskonferenzen der 
SPD zur Benennung der Kandidaten für die Kreis-
tagswahl. Der SPD-Kreisvorsitzende Martin Gerster 
sagte, die SPD werde es wie 2004 schaffen, alle Lis-
tenplätze in allen Wahlkreisen mit Kandidatinnen und 
Kandidaten zu besetzen. 
      Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB  
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Im Wahlkreis 2 Biberach-Land geht die SPD 
mit Franz Lemli an der Spitze in die Kreis-
tagswahl am 7. Juni. Der 52-Jährige wurde 
einstimmig von den SPD-Mitgliedern nomi-
niert und steht damit in den Gemeinden At-
tenweiler, Eberhardzell, Hochdorf, Masel-
heim, Mittelbiberach, Ummendorf und Wart-
hausen ganz oben auf der SPD-andidatenlis-
te. 
 
Ziel der SPD bei der Kreistagswahl im Wahlkreis 
Biberach-Land sei, wieder mindestens ein Mandat 
dazuzugewinnen, so der SPD-Kreisvorsitzende Mar-
tin Gerster MdB bei der Nominierung. Bei der Wahl 
2004 sei dies mit einem interessanten Personalange-
bot und ambitionierten Wahlprogramm gelungen.  
 
Franz Lemli ist seit 2004 bereits Mitglied des Kreis-
tags und stellte sich auf Bitten des Kreisvorstands 
erneut für die Spitzenkandidatur im Wahlkreis Bibe-
rach- Land zur Verfügung. In seiner Bewerbungsrede 
machte Lemli, beruflich Leiter des Polizeireviers 
Ochsenhausen, auf die Bedeutung der Themen Si-
cherheit, Bildung, sozialer Ausgleich und Prävention 
aufmerksam: „In allen Bereichen ehrlich gegenüber 
dem Bürger sein, auf dessen Bedürfnisse achten, 
langfristig und nachhaltig planen - soziale Gerechtig-
keit als Ziel und Aufgabe, das sind meine politischen 
Leitgedanken.“ Die anwesenden Mitglieder dankten 
Lemli für die bisherige Arbeit mit einem einstimmi-
gen Votum für die erneute Kandidatur.  
 
Er führt ein Team von insgesamt zehn Kandidaten an, 
die sich schon im Vorfeld auf die Reihenfolge geei-
nigt hatten und sich so auch den Mitgliedern vorstell-
ten: Dagmar Neubert-Witz aus Ummendorf, Mitglied 
im Vorstand der Biberacher SPD, wird von der SPD 
auf Platz zwei ins Rennen um die Kreistagssitze ge-
schickt. Der Fraktionsvorsitzende der SPD im Kreis-

tag, Werner Krug, kandidiert im Wahlkreis Biberach-
Land auf Platz drei. Die amtierende Kreisrätin Kristel 
Buttschardt wurde für Platz vier nominiert. Neu auf 
der SPD-Liste ist der Betriebsratsvorsitzende der 
Firma Handtmann, Oliver Thiem. Er erhielt Platz 
fünf. Marlis Zimmerer aus Warthausen-Birkenhard 
bekam auf Platz sechs das Vertrauen der Mitglieder, 
Dieter Maucher aus Eberhardzell-Füramoos steht auf 
Platz sieben der Kandidatenliste. Die Kreisvorsitzen-
de der Jusos, Evi Simmler, kandidiert auf Platz acht, 
der GEW-Kreisvorsitzende Karl-Heinz Schoch aus 
Warthausen auf Rang neun. Wolfgang Heinzel kom-
plettiert die Liste auf Rang zehn. Ersatzkandidat ist 
Hartwig Abraham aus Ummendorf.  

 
                                                                 Franz Lemli 
Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB  
 

Hinweis:  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat eine Broschüre: 
„Unsere Handschrift“ herausgegeben. Sie stellt   
einen Ausschnitt unserer Arbeit in der Großen Koali-
tion dar. Es wird deutlich: Deutschland braucht die 
Sozialdemokratie an der Spitze der Regierung, auch 
nach 2009. 
 
Da die Broschüre sehr umfangreich ist, können Sie 
diese mit diesem Link herunterladen: 
 
http://www.spd-
ueberlingen.de/presse/handschrift.pdf 
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Das zweite Konjunkturpaket trägt klar  

sozialdemokratische Handschrift  
 

Starke Impulse für 
Deutschlands Zukunft.  

 

Die SPD hat gemeinsam mit der Union ein 
Konjunkturpaket beschlossen, mit dem 
Deutschland wirksam auf die internationale 
Wirtschaftskrise und den drohenden Ar-
beitsplatzverlust reagiert. Die Maßnahmen 
des Paketes sind eine starke Grundlage, um 
die Wirtschaft zu stärken, Arbeitsplätze zu 
sichern, die öffentliche Infrastruktur nach-
haltig zu modernisieren, die ökologische 
Wende zu fördern und damit auch neue Zu-
kunftsmärkte für Deutschland zu erschließen. 
 
Das Paket, das einen Gesamtrahmen von 50 Milliar-
den Euro umfasst, geht auf den „Wachstums- und 
Stabilitätspakt für Deutschland“ zurück, den SPD-
Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier Anfang 
Januar vorgelegt hat. Es trägt klar die sozialdemokra-
tische Handschrift. 
 

·  Mit einem kommunalen Investitionspro-
gramm in Höhe von 13,3 Milliarden Euro 
unterstützen Bund und Länder die Kommu-
nen bei der Modernisierung und Instandset-
zung ihrer Infrastruktur – von Kitas über 
Schulen bis hin zu Krankenhäusern und 
Straßen. Auch finanzschwache Kommunen 
sollen schnell und unbürokratisch davon 
profitieren. 

·  Wir helfen gesunden Unternehmen dabei, 
notwendige Kredite zu erhalten. 

·  Qualifizieren statt entlassen: Wir weiten die 
Qualifizierungsangebote der Bundesagentur 
für Arbeit aus, um Menschen, die von Ar-
beitslosigkeit betroffen oder bedroht sind, zu 
helfen. 

·  Wir stärken die Autoindustrie , indem wir 
Verbrauchern bis Ende 2009 beim Neuwa-
genkauf eine Umweltprämie in Höhe von 
2.500 Euro zahlen, wenn sie gleichzeitig ih-
ren alten Wagen (mindestens 9 Jahre alt und 
1 Jahr auf sie zugelassen) verschrotten. 

·  Wir entlasten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, indem wir den Beitrag für die 
gesetzliche Krankenversicherung für die 
nächsten beiden Jahre um 0,6% absenken. 

·  Für die unteren Einkommensgruppen erhö-
hen wir den steuerlichen Grundfreibetrag 
in zwei Schritten um 340 Euro und senken 
den Eingangssteuersatz von 15 auf 14 Pro-
zent. 

·  Familien mit Kindern erhalten einmalig ei-
nen Kinderbonus von 100 Euro für jedes 
Kind. Die Regelsätze für Kinder (6 - 13) von 
Arbeitslosengeld-II-Empfängern werden an-
gehoben. 

·  Wir haben Mindestlöhne für fünf weitere 
Branchen und eine Lohnuntergrenze für die 

        Zeitarbeit  vereinbart.  Rund  1,7   Millionen   
        Menschen werden davon profitieren. 

             Weitere Informationen:  
            www.spd.de  
                                                             SPD-Parteivorstand 
 

Nächste Ausfahrt:  
Schwarzwald 

 
Gradistanac:  

 

Tourismus-Werbung an Straßen 
         wird erleichtert 

 
Nur  alle  zehn  Kilometer  darf  bislang  entlang  von 
Straßen  ein  Tourismus-Wegzeiger stehen. Diese Re-
gelung   soll    nun  gelockert  werden,  teilt  die Tou-
rismuspolitikerin  Renate  Gradistanac (SPD) mit. 
 
Die Stadt Horb hat die braun-weiße  Hinweistafel  an 
der  A 81   auf   seine "Historische  Altstadt"    bereits  
vor  Jahren  genehmigt   bekommen.  Schon  bald,  so 
Gradistanac,   könnten    weitere   Schilder   etwa   für   
Deutschlands   größten   Marktplatz   in Freudenstadt,  
Dornstettens  Barfußpark oder das Nagoldtal werben. 
 
Ein aus dem Jahr 1988 stammendes restriktives Re-
gelwerk  für Tourismus-Wegzeiger  sei  überarbeitet   
worden.  Künftig  werde  es für Bundes-, Landes- und  
Kreisstraßen eine   bundeseinheitliche  Beschilderung 
geben;  die Schilder   würden den  braun-weißen Au-
tobahntafeln  angeglichen. 
 
"Geholfen  wird  den  Anbietern, die  leichter  werben  
können, und geholfen wird den Autofahrerinnen  und  
Autofahrern,   wenn  die   Wegstrecke  besser  ausge-
schildert ist",  schreibt  Renate  Gradistanac  in   einer 
Pressemitteilung. So  würden Verkehrssicherheit  und  
die   berechtigten   Interessen   der Tourismusbranche 
"sinnvoll miteinander vereint". 
                                       Büro Renate Gradistanac, MdB 
 

Ein STOP für Langzeittransporte von 
Tieren 

www.8hours.eu 
 

Jedes Jahr werden Millionen Tiere auf Europas Stra-
ßen transportiert und oft unter unannehmbaren Be-
dingungen. 
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Im Jahr 2002 hat der wissenschaftliche Ausschuss der 
europäischen Kommission einen Bericht über den 
Schutz von Tieren während des Transports veröffent-
licht, der zum Schluss kam, dass Tiertransporte als 
Grundregel so kurz wie möglich sein sollten. Diese 
Empfehlung ist jedoch nicht in der gegenwärtigen 
Gesetzgebung berücksichtigt.  
 
Gemäß der gegenwärtigen Gesetzgebung zu Tier-
transporten sind auch mehrtägige Transporte erlaubt, 
insofern der Transporteur die geringsten Anforderun-
gen bezüglich Rast, Fütterung und Tränkung der 
Tiere einhält. Wir sind der Ansicht, dass dies nicht 
haltbar ist.  
Seit langer Zeit haben Tierschutzorganisationen, be-
sorgte Bürger und Politiker aufgefordert, dass etwas 
unternommen werden muss. Lebende Tiere, die für 
die Schlachtung vorgesehen sind, sollten niemals 
länger als acht Stunden transportiert werden.  
 
Das Ziel von `8hours – ein STOP für Langzeittrans-
porte von Tieren` ist es eine Million Unterschriften 
zu sammeln, um eine klare Botschaft an EU-Politiker 
zu senden, welche nicht ignoriert werden kann. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deshalb bitten wir Sie, die Initiative vom dänischen 
EU-Abgeordneten Dan Jorgensen und dem österrei-
chischen EU-Abgeordneten Herbert Bösch zu unter-
schreiben und Ihre Freunde aufzufordern, dasselbe zu 
tun.  
 
Sie können die Initiative direkt unter 
 www.8hours.eu  
unterschreiben oder sich in die Unterschriftenliste 
eintragen.  
 
Name und Adresse (in Blockschrift)   
 e-mail (wenn verfügbar)                         
Unterschrift 
 
Übermittelt über                         Christian Gospodarek,  
                                                      Schriftführer       SBI 
 

Zitat:  
 
 
„Wenn wir Europa stark und sozial machen 
wollen, dann müssen wir es nach links 
schieben.“ 
 
Der SPD-Spitzenkandidat für die Europawahl Martin 
Schulz 
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                                                                                                                                       Männer und Buben 

 
Freitag den 27. Februar abends 20 Uhr 
im Foyer des Löwensaal in Lindenberg 

stattfindende Festveranstaltung 
 

90 Jahre Frauenwahlrecht in Lindenberg90 Jahre Frauenwahlrecht in Lindenberg90 Jahre Frauenwahlrecht in Lindenberg90 Jahre Frauenwahlrecht in Lindenberg    
Die Festrede hält die Vizepräsidentin des Deutschen Bundestags 

 

Dr. h.c. Susanne KastnerDr. h.c. Susanne KastnerDr. h.c. Susanne KastnerDr. h.c. Susanne Kastner    
 

     Sie sind herzlich eingeladen. 
       SPD       SPD       SPD       SPD---- Ortsverein Lindenberg Ortsverein Lindenberg Ortsverein Lindenberg Ortsverein Lindenberg    

                    Leo Wiedemann                                                                                                                  
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